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Farbfassung
Stand: 12.03.2019

Bebauungsplan Nr.115

Industriegebiet "Große Schneede III"

mit örtlicher Bauvorschrift (ÖBV) gem. § 84 NBauO

Stadt Walsrode

mit Teilaufhebung Bebauungsplan Nr. 102 Industriegebiet "Große Schneede II"

Maßstab 1: 50.000

B-Plan Nr. 115

Aufgrund der § 1 Abs. 3 sowie § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie des § 58 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und der §§ 80, 84 der Nds.

Bauordnung (NBauO) hat der Rat der Stadt Walsrode den Bebauungsplan Nr. 115 Industriegebiet

„Große Schneede III“ mit Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 102 „Industriegebiet Große

Schneede II“ mit örtlichen Bauvorschriften (ÖBV), bestehend aus der Planzeichnung sowie den

textlichen Festsetzungen - einschließlich der ÖBV - beschlossen.

Walsrode, den 21.08.2019 L. S. gez. Spöring

Bürgermeisterin

Kartengrundlage

Liegenschaftskarte

Maßstab: 1 : 2.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Nds. Vermessungs- und

Katasterverwaltung,

© 2017

Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachen

Regionaldirektion Sulingen-Verden

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom

07.09.2016). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch

einwandfrei. Die Übertragbarkeit neu zu bildender Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Die Planunterlage wurde gefertigt von:

Vermessungsbüro Ehrhorn

Öffentlich bestellter Vermesser

Georgstraße 15

28832 Achim

Achim, den 15.08.2019 gez. Ehrhorn

                                               Siegel

Planverfasser

Der Bebauungsplan Nr. 115 „Große Schneede III“ mit Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 102

„Industriegebiet Große Schneede II“ mit örtlichen Bauvorschriften (ÖBV) wurde ausgearbeitet von:

Niedersächsische Landgesellschaft mbH

Geschäftsstelle Verden

Lindhooper Strasse 59

27283 Verden

Verden, den     

                                                                                                           Planverfasserin

sowie

H&P Ingenieure GbR

Albert-Schweitzer-Straße 1

30880 Laatzen

Laatzen, den 02.08.2019                                 gez. Schneider

      Planverfasser

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 15.09.2016 die Aufstellung

des Bebauungsplans Nr. 115 Industriegebiet „Große Schneede III“ mit Teilaufhebung des

Bebauungsplanes Nr. 102 „Industriegebiet Große Schneede II“ mit ÖBV beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 01.10.2016 ortsüblich bekannt gemacht

worden.

Walsrode, den 21.08.2019 L. S. gez. Spöring

Bürgermeisterin

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Walsrode hat in seiner Sitzung am 24.01.2019 dem Entwurf des

Bebauungsplans Nr. 115 Industriegebiet „Große Schneede III“ mit Teilaufhebung des

Bebauungsplanes Nr. 102 „Industriegebiet Große Schneede II“ mit ÖBV und der Begründung

zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 26.01.2019  ortsüblich bekannt gemacht. Der

Entwurf des Bebauungsplans Nr. 115 Industriegebiet „Große Schneede III“ mit Teilaufhebung des

Bebauungsplanes Nr. 102 „Industriegebiet Große Schneede II“ mit ÖBV und der Begründung haben

vom 04.02.2019 bis einschließlich 04.03.2019 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit

Schreiben vom 30.01.2019 beteiligt.

Gemäß § 4a Abs. 4 BauGB wurden der Bekanntmachungstext und die Auslegungsunterlagen auf der

Homepage der Stadt Walsrode zur Verfügung gestellt.

Walsrode, den 21.08.2019 L. S. gez. Spöring

Bürgermeisterin

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Walsrode hat den Bebauungsplan Nr. 115 Industriegebiet „Große Schneede III“

mit Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 102 „Industriegebiet Große Schneede II“ und mit ÖBV

nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am                als

Satzung (§ 10 BauGB) sowie die dazugehörige Begründung beschlossen.

Walsrode, den 21.08.2019 L. S. gez. Spöring

Bürgermeisterin

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan Nr. 115 „Industriegebiet Große Schneede III“ mit Teilaufhebung des

Bebauungsplanes Nr. 102 „Industriegebiet Große Schneede II“ mit ÖBV ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

am 24.08.2019 ortsüblich bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am 24.08.2019 in

Kraft getreten.

Walsrode, den 21.08.2019 L. S. gez. Spöring

Bürgermeisterin
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Diese Planzeichnung wurde ausgearbeitet von:

Niedersächsische Landgesellschaft mbH

Lindhooper Straße 59

27283 Verden

Telefax: 0 42 31 / 92 12 - 60

Telefon: 0 42 31 / 92 12 - 0

E-Mail: info-verden@nlg.de
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ABSCHRIFT

sowie

M 1 : 2000

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 115 Industriegebiet „Große

Schneede III“ mit Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 102 „Industriegebiet Große Schneede II“

mit ÖBV sind

- die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des genannten

Planwerks gemäß § 214 Abs. 1 BauGB,

- eine gemäß § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis

des Bebauungs- und Flächennutzungsplanes und

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nicht geltend

gemacht worden.

Walsrode, den

Bürgermeisterin

RECHTSGRUNDLAGEN

Für diese Planung sind folgende Rechtsquellen maßgebend:

- Baugesetzbuch, BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S.

3634),

- Baunutzungsverordnung, BauNVO vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art.

2 des Gesetzes vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786),

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. l 1991 S. 58), zuletzt geändert

durch Art. 2 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057)
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§   1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 8 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1. Es werden Industriegebiete gemäß § 9 BauNVO sowie ein Gewerbgebiet gemäß § 8 BauNVO

festgesetzt.

Nach § 9 Abs. 1 BauNVO dienen Industriegebiete der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar

vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind.

Nach § 8 Abs. 1 BauNVO dienen Gewerbegebiete vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich

belästigenden Gewerbebetrieben.

In den Industriegebieten bzw. im Gewerbegebiet sind gemäß § 9 Abs. 2 bzw. § 8 Abs. 2 BauNVO

zulässig:

· Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe

· Tankstellen.

1.1 Von den Gewerbebetrieben aller Art sind in den Industriegebieten und im Gewerbegebiet

Einzelhandelsbetriebe ohne Sortimentsbeschränkung zulässig, sofern

- der Einzelhandel einer Tankstelle betrieblich und räumlich zugeordnet ist und nicht mehr als

150 m² VKF einnimmt oder

- in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang zu einem Produktions- oder sonstigen

Gewerbebetrieb steht und dem jeweiligen Betrieb wie folgt untergeordnet ist: Die VKF  nimmt

nicht mehr als 10% der Geschossfläche des Betriebs ein und ist nicht mehr als 150 m² groß.

1.2 Von den Gewerbebetrieben aller Art sind in in den Industriegebieten und im Gewerbegebiet

weiterhin solche Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zulässig, die die folgenden nicht

zentrenrelevanten Sortimente gemäß „Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts für die Stadt

Walsrode, 08/2017“ führen (aktualisierte „Walsroder Liste“ 2017), siehe 1.3, sofern

- deren VKF pro Betrieb max. 800 m² beträgt,

- zentrenrelevante Randsortimente pro Betrieb max. 100 m² VKF oder max. 10% der

Gesamtverkaufsfläche umfassen,

- und eine Agglomeration von Verkaufsflächen im Sinne eines Einzelhandelsgroßprojektes oder

eines großflächigen Einzelhandelsvorhabens ausgeschlossen ist. Dies wird als gegeben

angesehen, wenn die Entfernung zwischen zwei Betrieben (gemessen an den nächstgelegenen

Grenzen der Betriebsgrundstücke) mind. 200 m beträgt, keine gemeinsame

Parkraumwirtschaftung erfolgt, keine auf einander verweisende Beschilderung und keine

unmittelbare Sichtbeziehung gegeben sind.

1.3 „Walsroder Liste“ 2017:

Baumarktsortiment i. e. S.

aus 47.52 Einzelhandel mit Metallwaren, Anstrichmitteln, Bau- und Heimwerkerbedarf (daraus NICHT:

Einzelhandel mit Rasenmähern, siehe Gartenartikel)

aus 47.53 Einzelhandel mit Vorhängen, Teppichen, Fußbodenbelägen und Tapeten (daraus NUR:

Einzelhandel mit Tapeten und Fußbodenbelägen)

aus 47.59.9 Einzelhandel mit Haushaltsgegenständen (daraus NUR: Einzelhandel mit

Sicherheitssystemen wie Verriegelungseinrichtungen und Tresore)

aus 47.78.9 Sonstiger Einzelhandel anderweitig nicht genannt (daraus NUR: Einzelhandel mit Heizöl,

Flaschengas, Kohle und Holz)

Bettwaren

aus 47.51 Einzelhandel mit Textilien (daraus NUR: Einzelhandel mit Matratzen, Steppdecken u.a.

Bettdecken, Kopfkissen u.a. Bettwaren)

Campingartikel (ohne Campingmöbel)

aus 47.64.2 Einzelhandel mit Sportartikel und Campingartikeln (daraus NUR: Einzelhandel mit

Campingartikeln)

Computer  (PC-Hardware und - Software)

47.41 Einzelhandel mit Datenverarbeitungsgeräten, peripheren Geräten und Software

Elektrogroßgeräte

aus 47.54 Einzelhandel mit elektrischen Haushaltsgeräten (daraus

NUR: Einzelhandel mit Elektrogroßgeräten wie Wasch-, Bügel- und Geschirrspülmaschinen, Kühl- und

Gefrierschränken und -truhen)

Elektrokleingeräte

aus 47.54 Einzelhandel mit elektrischen Haushaltsgeräten (daraus

NUR: Einzelhandel mit Elektrokleingeräten einschließlich Näh- und Strickmaschinen)

Erotikartikel

aus 47.78.9 Sonstiger Einzelhandel anderweitig nicht genannt (daraus NUR: Einzelhandel mit

Erotikartikeln)

Gartenartikel (ohne Gartenmöbel)

aus 47.59.9 Einzelhandel mit Haushaltsgegenständen anderweitig nicht genannt (daraus NUR: Koch-

und Bratgeschirr für den Garten)

aus 47.52.1 Einzelhandel mit Metall- und Kunststoffwaren anderweitig nicht genannt (daraus NUR:

Rasenmäher, Eisenwaren und Spielgeräte für den Garten)

Kfz-Zubehör (inkl. Motorrad-Zubehör)

45.32 Einzelhandel mit Kraftwagenteilen und -zubehör

45.40 Handel mit Krafträdern, Kraftradteilen und -zubehör (daraus NUR: Einzelhandel mit

Kraftradteilen und -zubehör)

Kinderwagen

aus 47.59.9 Einzelhandel mit Haushaltsgegenständen anderweitig nicht genannt (daraus NUR:

Einzelhandel mit Kinderwagen)

Lampen/ Leuchten

aus 47.59.9 Einzelhandel mit Haushaltsgegenständen anderweitig nicht

genannt (daraus NUR: Einzelhandel mit Lampen und Leuchten)

Möbel (inkl. Garten- und Campingmöbel)

47.59.1 Einzelhandel mit Wohnmöbeln

47.79.1 Einzelhandel mit Antiquitäten und antiken Teppichen

Pflanzen/ Samen

aus 47.76.1 Einzelhandel mit Blumen, Pflanzen, Sämereien und Düngemitteln (daraus NICHT:

Einzelhandel mit Blumen)

Teppiche (ohne Teppichböden)

47.53 Einzelhandel mit Vorhängen, Teppichen, Fußbodenbelägen und Tapeten (daraus NUR:

Einzelhandel mit Teppichen, Brücken und Läufern)

Unterhaltungselektronik  (inkl. Ton- und Bildträger)

47.43 Einzelhandel mit Geräten der Unterhaltungselektronik

47.63 Einzelhandel mit bespielten Ton- und Bildträgern

Zoologischer Bedarf und lebendige Tiere

aus 47.76.2 Einzelhandel mit zoologischem Bedarf und lebenden Tieren.

1.4 In dem mit Abschnitt A gekennzeichneten Bereich auf der Planzeichnung sind Anlagen, die einen

Betriebsbereich i. S. v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden oder Teil eines solchen Betriebsbereiches wären,

aufgrund der Nähe zur BAB A27 grundsätzlich ausgeschlossen.

In dem mit Abschnitt B gekennzeichneten Bereich auf der Planzeichnung sind alle Anlagen

ausgeschlossen, die einen Betriebsbereich i. S. v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden oder Teil eines

solchen Betriebsbereiches wären und die aufgrund der dort vorhandenen Stoffe den Klassen II bis IV

des Leitfadens "Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung

und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG" der

Kommission für Anlagensicherheit (Fassung November 2010) zuzuordnen sind. Zulässig sind

demnach hier nur Betriebe der Abstandsklasse I (Abstand mindestens 200 m).

In dem mit Abschnitt C gekennzeichneten Bereich auf der Planzeichnung sind alle Anlagen

ausgeschlossen, die einen Betriebsbereich i. S. v. § 3 Abs. 5a BImSchG bilden oder Teil eines

solchen Betriebsbereiches wären und die aufgrund der dort vorhandenen Stoffe den Klassen III bis IV

des Leitfadens "Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung

und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG" der

Kommission für Anlagensicherheit (Fassung November 2010) zuzuordnen sind. Zulässig sind

demnach hier nur Betriebe der Abstandsklasse I und II (Abstand mindestens 200 bzw. 500 m).

Weitere ausnahmsweise zulässige Nutzungen:

1.5.  Ausnahmsweise können gem. §§ 9 Abs. 3 BauNVO bzw. gemäß § 8 Abs. 3 zugelassen werden:

· Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter,

die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse

untergeordnet sind. In den durch Lärmpegelbereich VI gekennzeicneten Teilbereichen sind

Wohnnutzungen grundsätzlich ausgeschlossen.

· Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässige Nutzungen:

1.6. Vergnügungsstätten sind in allen Industriegebieten, auch in den eingeschränkten, gem. § 9

BauNVO sowie im Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO grundsätzlich unzulässig.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT

1. Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung zulässig (Fremdwerbeanlagen

sind nicht zulässig). Auf Nr. 8.8 der textlichen Festsetzungen wird hingewiesen.

2. Werbeanlagen dürfen die jeweils zulässigen Höhen baulicher Anlagen nicht überschreiten.

Die unter TF 2 festgesetzte Überschreitungsmöglichkeit der festgesetzten Höhen baulicher

Anlagen durch technische oder untergeordnete Bauteile gilt nicht für Werbeanlagen.

3. Verkehrsflächen (Straßen oder stark frequentierte Parkplätze, insbesondere im Bereich der

Tank- und Rastanlagen) sind gemäß Punkt 6.2.2 der RistWAG wasserundurchlässig

auszuführen. Als wasserundurchlässig gelten Beton- und Asphaltdecken sowie vergleichbare

Befestigungen. Sonstige Gewerbeflächen, die nicht stark frequentiert sind, sind mit

Industriepflasterung (z. B. SF-Pflaster, kein Rechteckpflaster) zu versehen. Der Einbau von

Recyclingmaterial als Ober- oder Unterbau ist unzulässig.

4. Außenfassaden baulicher Anlagen sind in landschaftsbildgerechter Farbgebung zu gestalten.

Leuchtende oder glänzende Farben sind unzulässig. Dies gilt nicht für Nebenanlagen.

Ausnahmen für untergeordnete oder kleinflächige Bauteile sind zulässig.

1.7. Von den Gewerbebetrieben aller Art sind gem. § 9 Abs. 2 Nr. 1 bzw. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO

nicht zulässig:

· Bordelle, Dirnenunterkünfte oder bordellartig geführte Betriebe (Massagesalons o. ä.)

· selbständige Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie als Hauptnutzung

1.8. Im Gewerbegebiet sind gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO zulässige Geschäfts-, Büro- und

Verwaltungsgebäude nicht zulässig.

§   2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

2.1  Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen gelten als Maximalwerte.

2.2 Als unterer Bezugspunkt für die Bestimmung der Höhe der baulichen Anlagen wird die Oberkante

(Endausbau) der an das Baugrundstück angrenzenden Erschließungsstraße (Straßenachse) im

Bereich des Mittelpunktes der Hauptgrundstückszufahrt festgesetzt. Als oberer Bezugspunkt gilt der

höchste Punkt der Dacheindeckung oder für Gebäude mit Flachdächern die Oberkante des Gebäudes

oder Hauptgesimses. Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen können durch technische oder

untergeordnete Bauteile in begründeten Einzelfällen ausnahmsweise überschritten werden.

§   3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1 Es gilt die abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO. Zulässig sind Gebäudelängen

und -breiten von über 50 m. Im Übrigen gelten die Abstandsvorschriften der Niedersächsischen

Bauordnung.

3.2 Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Garagen

im Sinne des § 12 BauNVO, überdachte Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen im Sinne des

§ 14 BauNVO nicht zulässig.

§   4 Lärmschutz (Gewerbelärm-Kontingentierung - § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

4.1.  Für das Plangebiet sind entsprechend § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 der BauNVO Festsetzungen in

Form einer Gewerbelärmkontingentierung getroffen.

4.2 Die vorliegenden immissionswirksamen, flächenbezogenen Schallleistungspege (IFSP) wurden

auf der Grundlage der DIN ISO 9613-2 "Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien",

Ausgabe 10/1999, berechnet. Die sich hieraus an schutzbedürftigen Nutzungen außerhalb des

(Gewerbe- und) Industriegebietes ergebenden anteiligen Immissionsrichtwerte IRW* einer Teilfläche

werden bei freier Schallausbreitung und bei ebenem Gelände berechnet.

Die Berechnung erfolgt nach folgender Gleichung in Anlehnung an DIN ISO 9613-2:

IRW* = IFSP + D0 - Adiv

 - A

atm

 - A

gr

 - C

met

 + 10 * log S/1m²                            (Gleichung 1) 

IRW* = zulässiger Schallimmissionsanteil der Teilflächen in dB(A)

IFSP = immissionswirksamer, flächenbezogener Schallemissionspegel (500 Hz) in dB(A)/m²

DΩ    = Raumwinkelmaß gemäß DIN ISO 9613-2, nach 7.3.2 Gleichung 11

A

div

   = geometrische Ausbreitungsdämpfung gemäß DIN ISO 9613-2, Emissionsquellenhöhe mit

5 m über Boden

A

atm

   = Luftabsorption gemäß DIN ISO 9613-2, Bandmittenfrequenz 500 Hz, 10°C, 70% rel. Feuchte

A

gr

      = Bodendämpfung gemäß DIN ISO 9613-2, nach 7.3.2 (alternatives Verfahren)

C

met

   = meteorologische Korrektur gemäß DIN ISO 9613-2, Tag/Nacht mit C0 = 2 dB

S      = Größe der Teilfläche in m²

4.3 In dem vorgegebenen Gebiet dürfen nur Anlagen und Einrichtungen errichtet und betrieben

werden, die die in der Planzeichnung festgesetzten immissionswirksamen, flächenbezogenen

Schallleistungspege (IFSP) nicht überschreiten:

4.4 Die Einhaltung der IFSP ist im Einzelfall für jeden Betrieb wie folgt nachzuweisen: Anhand der

jeweiligen gesamten Betriebsfläche und der festgesetzten IFSP für diese Fläche werden zunächst die

für diesen Betrieb anzusetzenden anteiligen Immissionsrichtwerte IRW* an allen maßgeblichen

Immissionsorten nach Gleichung 1 berechnet.

Ein Vorhaben ist dann schalltechnisch zulässig, wenn die nach TA Lärm unter Berücksichtigung der

Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung berechneten Beurteilungspegel L

r

der vom Vorhaben hervorgerufenen Geräuschimmissionen an allen maßgeblichen Immissionsorten

diese IRW* einhalten.

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der

Beurteilungspegel L

r

 den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB unterschreitet

(Relevanzgrenze).

Umverteilungen der flächenbezogenen Schallleistungspegel zwischen den Teilflächen können

vorgenommen werden, bedürfen aber des schalltechnischen Nachweises, dass dadurch

keineVerschlechterung der Immissionssituation eintritt.

4.5 Bedingt befristete Festsetzung, § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB: Die für das Baugebiet GE festgesetzten,

reduzierten IFSP von 64/45 dB(A) tags/nachts gelten nur, solange die Wohnnutzung am Immissionsort

IO1 (Benzen 26) vorhanden ist. Bei einem Wegfall von Wohnnutzung an IO1 (aufschiebende

Bedingung) gelten für das Baugebiet GE die gleichen IFSP wie in den angrenzenden Baugebieten

GIe.

4.6 Grundlage der Festsetzungen ist die schalltechnische Untersuchung der DEKRA Automobil GmbH,

vom 24.08.2018, Az: 244-86/A42687/551225388-B01.

§   5 Lärmschutz (Verkehrslärm - § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

5.1 Das Plangebiet ist durch Verkehrslärm vorbelastet. Es gelten die Lärmpegelbereiche V bis VI. In

Lärmpegelbereich VI sind Wohnnutzungen ausgeschlossen, siehe TF 1.5. Bei Neubau oder Sanierung

von schutzbedürftigen Räumen sind folgende Vorgaben zu beachten:

5.2 Innerhalb des in der Planzeichnung gekennzeichneten Lärmpegelbereichs V gemäß DIN 4109

„Schallschutz im Hochbau“ (Teile 1 und 2, Stand 01/2018) sind Gebäudeseiten und Dachflächen von

schutzbedürftigen Räumen mit einem bewerteten Bau-Schalldämm-Maß R'/w,ges entsprechend der

nachfolgenden Tabelle 1 zu gewährleisten:

Tab. 1: Anforderung an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen nach DIN 4109

In der Tabelle verwendete Abkürzungen:

A. … Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,

Unterrichtsräume und ähnliches

B. … Büroräume und ähnliches

5.3 In Schlafräumen und Kinderzimmern sowie Einraumwohnungen sind schalldämpfende

Lüftungseinrichtungen vorzusehen, die ein dem Schalldämm-Maß der Fenster entsprechenden

Einfügungsdämpfungsmaß vorweisen.

5.4 Von den Festsetzungen der vorhergehenden Punkte kann abgewichen werden, wenn im Rahmen

des Baugenehmigungsverfahrens prüfbar nachgewiesen wird, dass sich durch Eigenabschirmung der

Baukörper bzw. durch Abschirmungen vorgelagerter Baukörper der maßgebliche Außenlärmpegel

verringert. Je nachvorliegendem Lärmpegelbereich sind dann die hierzu in Tabelle 1 aufgeführten

bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'W,ges der Außenbauteile zu Grunde zu legen.

5.5 Grundlage der Festsetzungen ist die schalltechnische Untersuchung der DEKRA Automobil GmbH,

vom 24.08.2018, Az: 244-86/A42687/551225388-B01.

§   6 Maßnahmen zum Bodenschutz (max. zulässige Bodeneingriffstiefe - § 9 Abs. 1 Nr. 20

BauGB)

6.1 Erdaufschlüsse, Gründungsarbeiten oder dergl., die eine Minderung des Schutzpotentials der

Bodendeckschichten von derzeit „sehr hoch / hoch“ auf „mittel“ zur Folge haben, sind unzulässig. Das

Schutzpotential der Deckschicht ist dabei gemäß des Verfahrens „Hölting“ zu beurteilen.

6.2 Eine wesentliche Minderung des Schutzpotentials kann als ausgeschlossen angesehen werden,

wenn Erdarbeiten / Gründungsarbeiten lediglich die Sandüberdeckung betreffen.

6.3 Bei Erdarbeiten / Gründungsarbeiten, die die Sandüberdeckung durchstoßen, ist der Erhalt eines

mindestens hohen Schutzpotentials nachzuweisen. Hierzu sind bei Bedarf Sondierungen sowie

entsprechende Berechnungsverfahren zur Kategorisierung des Ausgangs- und des

Planungszustandes nach „Hölting“ vorzunehmen. Im Rahmen der hydrogeologischen Untersuchungen

erstellte Sondierungen können bei hinreichender Aussagefähigkeit herangezogen werden.

6.4 Alternative Nachweise des Erhaltes eines hohen Schutzpotentials sind zulässig, sofern diese von

der Unteren Wasserbehörde, Landkreis Heidekreis, anerkannt werden.

§    7 Regelungen zur Ver- und Entsorgung / RW-Ableitung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

7.1 Das anfallende Niederschlagswasser von befestigten Betriebsflächen sowie von Verkehrsflächen

ist dem festgesetzten Regenrückhaltebecken zuzuführen. Das öffentliche RW-Kanalnetz sowie die

nachgeschaltete Regenrückhalteanlage wird jeweils  für einen vollständigen und ungedrosselten

Anschluss der jeweiligen RW-Grundstücksentwässerungsanlage konzipiert.

7.2 Für die Ermittlung des Speichervolumens des RRB ist die Regenspende eines 10-jährigen

Regenereignisses heranzuziehen. Es ist ein Absetzbecken vorzuschalten. Grundlage der Planungen

zur Regenentwässerung sind die Ergebnisse / Vorgaben des Oberflächenentwässerungskonzepts der

NLG.

§ 8 Grünordnerisch-landschaftspflegerische Maßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

8.1 Im Bereich der als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzten Benzer Straße ist der westseitig

vorhandene Baumbestand zu erhalten und dauerhaft zu sichern, § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB, räumliche

Lage gemäß zeichnerischer Festsetzung. Abgängige Bäume sind in gleicher Art und an gleicher Stelle

zu ersetzen. Der westseitige Straßenseitenraum der Benzer Straße darf nicht versiegelt werden und

ist vor Befahren, Bodenverdichtung, Leitungsquerungen etc. zu schützen.

8.2 Auf der als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur

und Landschaft, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, festgesetzten Fläche M1 ist ein mit Sträuchern und Bäumen

bepflanzter Erdwall als Sichtschutzwall herzustellen. Der Wall hat eine Höhe von maximal 2 m und

eine Gesamtbreite von max. 20 m. Die Dammkrone ist ca. 10 m breit. Der Wall wird mit

standortgerechten, heimischen Sträuchern und einzelnen Laubbäumen bepflanzt, die dauerhaft zu

erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen sind. Abgängige Gehölze sind gleichwertig zu

ersetzen. Es ist eine geschlossene, blickdichte Strauch-Baumhecke zu entwickeln. Die Wahl der

Gehölze orientiert sich an der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken und Feldgehölzen der

Stiftung Kulturlandpflege.

- Flächige Pflanzung von standortgerechten, heimischen Sträuchern:

o Auf Böschungen mit einem Pflanzabstand 1,5 m und einem Reihenabstand von 1,20 m. In

der ebenen Fläche mit einem Pflanzabstand von 1,5 m und einem Reihenabstand von

ebenfalls 1,5 m.

o Die Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt.

o Qualität: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr. 60-100)

- Pflanzung von standortgerechten, heimischen Laubbäumen:

o Bäume 1. Ordnung alle 25 m, sporadisch versetzt, Bäume 2. Ordnung alle 8-12 m, versetzt,

in Gruppen von 2-3 Stk.

o Pflanzung der Laubbäume auf der Wallkrone

o Pflanzung der Bäume 1. und 2. Ordnung innerhalb des Rasters der Strauchpflanzung,

jeweils einen Strauch ersetzend

o Qualitäten: Bäume 1. Ordnung als Hochstämme, 3x verpflanzt, mit Drahtballen, 16-18 cm

Stammumfang (H. 3xv, mDB), Bäume 2. Ordnung als Heister mit Ballen, 125-150 cm Höhe

(Hei. mB 125-150)

o Abstand Baumpflanzungen von der Böschungskante mindestens 2 m, Abstand

Strauchpflanzungen von der Böschungskante mindestens 1 m.

Die Bepflanzung wird spätestens in der ersten Pflanzperiode nach Beginn der Erschließungsarbeiten

umgesetzt. Die Anpflanzung ist zum Schutz vor Verbiss mit einem Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60

m) einzuzäunen. Der Zaun ist spätestens nach 5-6 Jahren zu entfernen. Dauerhafte Einfriedungen

sind unzulässig. Detaillierte Festlegungen zu den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer Verteilung

innerhalb der Pflanzung werden im Rahmen der Landschaftspflegerischen Ausführungsplanung (LAP)

getroffen.

8.3 Der ca. 100 m lange nördliche Abschnitt des Walls gegenüber dem mit Wald bestockten Flurstück

Nr. 111/1 ist als Brandschutzstreifen auszubilden. In diesem Abschnitt sind eine Raseneinsaat mit

Regiosaatgut sowie Strauchpflanzungen aus heimischen, standortgerechten Arten in einzelnen

Gruppen mit einem Abstand von ca. 15 m zueinander vorzusehen. Der Rasen ist regelmäßig zu

mähen.

8.4 Auf der als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur

und Landschaft, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, festgesetzten Fläche M2 sind Gehölzpflanzungen

vorzunehmen, die dauerhaft zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen sind. Abgängige

Gehölze sind gleichwertig zu ersetzen. In den Randbereichen in Richtung Benzer Straße und

Gewerbeflächen wird eine mehrreihige, geschlossene und blickdichte Strauch-Baumhecke (Breite ca.

10 m) hergestellt. Auf der übrigen Fläche erfolgen eine Raseneinsaat mit Regiosaatgut und die Anlage

von lockereren Baum- und Strauchgruppen, die sich im Rahmen einer natürlichen Bestandssukzession

weiterentwickeln sollen. Für die Bepflanzung werden standortgerechte, heimische Laubgehölze

verwendet. Die Wahl der Gehölze orientiert sich an der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken

und Feldgehölzen der Stiftung Kulturlandpflege.

- Mehrreihige Strauch-Baumhecke (blickdicht) in den Randbereichen:

o Pflanzabstand 1,5 m, Reihenabstand 1,20 m

o Die Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt.

o Qualität: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr. 60-100)

o Bäume 1. Ordnung alle 25 m, sporadisch versetzt, Bäume 2. Ordnung alle 8-12 m, versetzt,

in Gruppen von 2-3 Stk.

o Pflanzung der Bäume 1. und 2. Ordnung innerhalb des Rasters der Strauchpflanzung,

jeweils einen Strauch ersetzend

o Qualitäten: Bäume 1. Ordnung als Hochstämme, 3x verpflanzt, mit Drahtballen, 16-18 cm

Stammumfang (H. 3xv, mDB), Bäume 2. Ordnung als Heister mit Ballen, 125-150 cm Höhe

(Hei. mB 125-150)

o Mindestens dreireihige Pflanzung

- Fläche Raseneinsaat Regio-Saatgut mit Baum- und Strauchgruppen:

o Anlage lockerer Baum- und Strauchgruppen auf ca. 20 % der Maßnahmenfläche, natürliche

Bestandssukzession

o Pflanzraster 1,5 x 1,5 m, 15-20 Sträucher pro Pflanzgruppe, 2-3 Bäume pro Pflanzgruppe

o Qualität: Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (Str mB, 4 Tr. 60-100), Heister mit

Ballen, 125-150 cm Höhe (Hei. mB 125-150)

o Die Baum- und Strauchgruppen sind gleichmäßig verteilt auf der Maßnahmenfläche

anzuordnen.

Die Bepflanzung wird spätestens in der ersten Pflanzperiode nach Beginn der Erschließungsarbeiten

umgesetzt. Die Anpflanzung ist zum Schutz vor Verbiss 5-6 Jahre mit einem Wildschutzzaun (Höhe

mind. 1,60 m) einzuzäunen. Dauerhafte Einfriedungen sind unzulässig. Detaillierte Festlegungen zu

den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer Verteilung innerhalb der Pflanzung werden im Rahmen

der Landschafspflegerischen Ausführungsplanung (LAP) getroffen.

8.5 Um die Veränderung der Standorteigenschaften möglichst gering zu halten, ist auf den Flächen

der vor Ort abgetragene Oberboden wiederzuverwenden (M1) bzw. der vorhandene Oberboden zu

erhalten (M2). Die Maßnahmenfläche M2 ist vor Beginn der Baumaßnahmen aus dem Baufeld

auszuzäunen. Die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzten Flächen dürfen nicht versiegelt

werden. Sie sind vor Befahrung, zusätzlicher Bodenverdichtung, Leitungsquerungen etc. zu schützen.

8.6 Nach Rodung der Waldflächen im Plangebiet ist der Oberboden mit dem Auflagehumus und

Vegetationsresten (wesentliche N-Quellen) im Zuge der Baufeldfreimachung umgehend zu beseitigen.

Anschließend erfolgt umgehend die Etablierung einer Wiesenvegetation auf dem Offenboden, die zum

Zeitpunkt der Bautätigkeit leicht entfernt werden kann. Zur Vermeidung einer Neubesiedlung der

Flächen durch Reptilien ist bei längerem Brachliegen der Kahlschlagflächen die Entwicklung von

Kleinstrukturen zu verhindern (z.B. durch mind. 1x jährliche Mahd).

8.7 Der im Bereich der als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzten Benzer Straße stehende

naturdenkmalwürdige Findling darf nicht beschädigt werden. Sollte ein Verbleib an der vorhandenen

Stelle nicht möglich sein, ist eine Verlegung innerhalb des Plangebiets unter Integration in die

Gebietsplanung zulässig. Der Findling ist an bestehender Stelle oder am neuen Standort dauerhaft zu

sichern, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB.

8.8 Um Beeinträchtigungen von nachtaktiven Insekten und anderen lichtempfindlichen Tierarten zu

verringern, sind bei der Straßenbeleuchtung sowie der Außenbeleuchtung an Gebäuden

ausschließlich insektenfreundliche Lampen wie z.B. Natriumdampfhochdrucklampen (SE/ST-Lampen)

oder LED´s zu verwenden, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB. Außenbeleuchtung ist nach unten auszurichten,

es sei denn betriebliche Erfordernisse (z.B. der Sicherheit) verlangen zwingend und nachweislich eine

andere Ausrichtung. Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht und Booster

(Lichtwerbung am Himmel) sind nicht zulässig.

8.9 Bei sämtlichen Baumaßnahmen sind die Schutzbestimmungen des Bundesartenschutzrechts

einzuhalten. Das Fällen von Gehölzen, die Rodung von Wald und erforderliche Maßnahmen zur

Baufeldräumung (Erdbau, Gebäudeabriss) sind zum Schutz von Brutvögeln nur in der Zeit vom 01.

Oktober bis zum 28. Februar zulässig (in Anlehnung an § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG). Der Abriss der

Hofstelle erfolgt in einem für Fledermäuse konfliktarmen Zeitraum (Wintermonate: Dezember, Januar,

Februar), um sicherzugehen, dass sich auch kurzfristig keine Tiere in den Gebäuden aufhalten.

Der Gehölzbestand im Umfeld der Hofstelle, Benzer Str. Nr. 12, wird vor Beginn der Fällungsarbeiten

auf Höhlungen, Stammrisse oder Faulstellen kontrolliert, um potenzielle Fledermausquartiere zu

identifizieren. Potenzielle Höhlenbäume sind durch eine fachkundige Person auf Fledermausbesatz zu

überprüfen. Eine Fällung findet erst statt, wenn eine gegenwärtige Nutzung durch einzelne Tiere mit

ausreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Je nach Anzahl der Quartierverluste sind im

unmittelbaren Umfeld des Eingriffs geeignete Ersatzquartiere (Fledermauskästen) anzubringen.

8.10 Umweltbaubegleitung sowie Durchführung und Überwachung: Aufgrund der Schutzwürdigkeit des

Raumes und des sich daraus ergebenden Konfliktpotenzials zwischen Umwelt-/Naturschutz und

Bauvorhaben ist zur fachlichen Unterstützung eine Ökologische Baubegleitung während der gesamten

Bautätigkeiten, einschließlich aller bauvorbereitenden Maßnahmen, zur Gewährleistung einer

funktionsgerechten Umsetzung der landschaftspflegerischen Maßnahmen und Berücksichtigung der

sonstigen umwelt- und naturschutzrechtlichen Belange vorzusehen.

8.11 Aus Gründen des vorbeugenden Gewässer- und Naturschutzes ist die Verwendung

chloridhaltigen Streumittels auf den befestigten öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen sowie auf

den befestigten Gewerbegrundstücksflächen unzulässig, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB.

8.12 Für das erfasste Waldeidechsenvorkommen im nordöstlichen Geltungsbereich ist zur

Vermeidung von Tötungen eine Umsiedlung i.S.d. Vermeidungsgrundsatzes gem. BNatSchG

vorzusehen. Vor Baubeginn sind diesbezüglich das nordöstlich angrenzende Flurstück 15/24, Flur 2,

Gemarkung Benzen, durch die Schaffung von geeigneten Habitatstrukturen (Säume, Sonnenplätze,

Verstecke) aufzuwerten und anschließend innerhalb des geplanten Baufeldes attraktive Strukturen für

die Art manuell und möglichst schonend sowie unter Beteiligung der ökologischen Baubegleitung zu

beseitigen. Die Beseitigung von Habitatstrukturen ist außerhalb der Fortpflanzungszeit der

Waldeidechse im Zeitraum von Anfang September bis Mitte März durchzuführen.

Die Pflanz- und Kompensationsmaßnahmen werden durch den Eingriffsverursacher hergestellt,

gepflegt und dauerhaft erhalten. Die Überwachung der Kompensationsmaßnahmen erfolgt durch die

Stadt Walsrode. Durch Funktionskontrollen ist für CEF-Maßnahmen in regelmäßigen Abständen zu

dokumentieren, dass die verloren gegangenen Funktionen im räumlichen Zusammenhang zu

Baubeginn wiederhergestellt und dauerhaft erhalten werden.

§ 9 Maßnahmen zur Kompensation, extern (§ 9 abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. 1a Abs. 3 BauGB)

9.1 Folgende externe Kompensationsmaßnahmen werden den Eingriffen im Geltungsbereich des

B-Plans Nr. 115 zugeordnet:

Maßnahme 3 (A

CEF

)

Gemarkung Benzen, Flur 4, Flurstück 14/1

Anlage einer Ackerbrache mit Blühstreifen für die Feldlerche:

Die bisher intensiv genutzte Ackerfläche wird in eine einjährige Ackerbrache überführt, die randlich mit

10 m breiten Blühstreifen versehen wird. Die Blühstreifen werden mit einer artenreichen Mischung aus

regionaltypischen, niedrigwüchsigen Wildpflanzen eingesät und abwechselnd in einem zweijährigen

Rhythmus umgebrochen und neu angelegt.

Vorrangiges Ziel ist eine Habitatverbesserung für die Feldlerche und die Erhöhung der Brutdichte um

mindestens 1 Brutpaar. Die Funktionalität der Maßnahme ist vor Baubeginn nachzuweisen.

Multifunktional werden durch die Biotopaufwertung Wertpunkte gem. Nds. Städtetag erzeugt.

Gesamtumfang der Maßnahme: Flächengröße: ca. 2,22 ha

Biotopwerteinheiten: 22.206 Wertpunkte

Maßnahme 4 (A

CEF

)

Gemarkung Benzen, Flur 7, Flurstück 46/2

Grünlandextensivierung im Böhmetal für die Feldlerche:

Die bisher als Intensivgrünland genutzte Fläche wird in eine extensive Grünlandnutzung als ein- bis

zweischürige Mähwiese überführt. Die Bewirtschaftungsauflagen berücksichtigen neben der

Extensivierung (keine Düngung, kein Pestizideinsatz) u.a. auch die spezifischen Brutzeiten der

Feldlerche (erste Mahd frühestens ab Mitte Juni, keine mechanische Bodenbearbeitung von April bis

August).

Vorrangiges Ziel ist eine Habitatverbesserung für die Feldlerche und die Erhöhung der Brutdichte um

mindestens 1 Brutpaar. Die Funktionalität der Maßnahme ist vor Baubeginn nachzuweisen.

Multifunktional werden durch die Biotopaufwertung Wertpunkte gem. Nds. Städtetag erzeugt.

Gesamtumfang der Maßnahme: Flächengröße: ca. 0,91 ha

Biotopwerteinheiten: 9.082 Wertpunkte

Maßnahme 5 (A

CEF

)

Gemarkung Benzen, Flur 6, Flurstück 49/1

Entwicklung von Extensivgrünland und lockeren Strauchpflanzungen im Böhmetal für das Rebhuhn

und andere Halboffenlandarten:

Die ehemals als Intensivgrünland und aktuell als Acker genutzte Fläche wird in eine extensive

Grünlandnutzung überführt und zu einem artenreichen Grünland entwickelt. Die begleitende

Gehölzstruktur wird durch daran anschließende, lockere Strauchpflanzungen ergänzt. Des Weiteren

sind am Rande des Grünlands mehrjährige Altgrasstreifen mit einer Breite von 10 m vorgesehen, die

in wechselnden Abschnitten nur maximal alle 2-3 Jahre mit gemäht werden.

U.a. sind für das Rebhuhn optimierte Mahdtermine festgesetzt. Als erster Mahdtermin, entweder

früh, bis 15. Mai oder spät, ab 15. August. Die zweite Mahd ist jeweils erst nach dem 15. September

vorzunehmen.

Angaben zu den Gehölzpflanzungen: Es ist eine Pflanzung von Sträuchern mit Ballen vorgesehen.

Diese ist auf den nördlichen Rand der Fläche zu konzentrieren. Es sind einzeln stehende Sträucher

und kleinere Strauchgruppen (max. 3-5 Sträucher, im Abstand von 1,5 m) zu pflanzen, zwischen

denen Pflanzlücken von mindestens. 5 m verbleiben sollen, damit keine vollständig dichten Hecken

entstehen.  Detaillierte Festlegungen zu den konkret zu pflanzenden Arten und ihrer Verteilung

innerhalb der Pflanzung werden im Rahmen der Landschafspflegerischen Ausführungsplanung (LAP)

getroffen.

Vorrangiges Ziel ist eine Bereicherung der Habitatstrukturen für Halboffenlandarten und eine Erhöhung

der Brutdichte des Rebhuhns, des Bluthänflings und der Goldammer. Die Funktionalität der

Maßnahme ist vor Baubeginn nachzuweisen.

Multifunktional werden durch die Biotopaufwertung Wertpunkte gem. Nds. Städtetag erzeugt.

Gesamtumfang der Maßnahme: Flächengröße: ca. 3,65 ha

Biotopwerteinheiten: 36.474 Wertpunkte

Maßnahme 6 (A

CEF

)

Punktuell im Umfeld des Geltungsbereich (ca. 2 km Suchraum)

Installation von Nisthilfen für Feldsperling, Haussperling und Star:

Anlage von artspezifischen Nisthilfen für Feldsperling, Haussperling und Star, die für einen Zeitraum

von 30 Jahren funktionsfähig gehalten werden. Die Nisthilfen sind innerhalb eines Suchraums von ca.

2 km im Umfeld des Eingriffsorts in bestehenden oder zu entwickelnden Gehölzbeständen

anzubringen. So sind Nisthilfen u.a. in den Maßnahmenflächen M1 und M2 innerhalb des

Geltungsbereichs des B-Plans Nr. 115 und innerhalb der Gehölzbestände der Maßnahme A

CEF

 5

sowie auf dem nordöstlich an den Geltungsbereich angrenzenden Flurstück Nr. 15/24, Flur 2,

Gemarkung Benzen, vorzusehen.

Ziel ist der Ausgleich für Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für 2 Brutpaare des

Feldsperlings, 1 Brutpaar des Haussperlings und 1 Brutpaar des Stars.

Gesamtumfang der Maßnahme: mind. 4 Nisthilfen für den Feldsperling

mind. 2 Nisthilfen für den Haussperling

mind. 2 Nisthilfen für den Star

Maßnahme 7 (A

CEF

)

Punktuell im weiteren Umfeld des Geltungsbereich (ca. 3 km Suchraum)

Installation von Nisthilfen für Rauchschwalben und weitere Schwalbenartige:

Anlage von artspezifischen Nisthilfen, die für einen Zeitraum von 30 Jahren funktionsfähig gehalten

werden. Für die Rauchschwalbe sind mind. 15 Nisthilfen an fünf verschiedenen und geeigneten

Standorten innerhalb eines Suchraums von ca. 3 km im Umfeld des Eingriffsorts in Ställen mit

Umgrenzung der Maßnahmenfläche,

die dem Bebauungsplan zugeordnet werden

ALLGEMEINE HINWEISE

I. Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes besteht die Möglichkeit des Auftretens

archäologischer Bodenfunde. Auf das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz (NDSchG), § 6

"Erhaltungspflicht", § 13 "Erdarbeiten" und § 14 "Bodenfunde" wird besonders hingewiesen.

Archäologische Bodenfunde unterliegen der Meldepflicht. Sie sind bei Zutagetreten durch

Baumaßnahmen unverzüglich bei der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises

Heidekreis, Tel.: 05191/970-796, anzuzeigen.

Darüber hinaus sind folgende Punkt zu beachten:

· Der Beginn von Baumaßnahmen und Erdarbeiten ist 1 Monat vorher bei der Unteren

Denkmalschutzbehörde des Landkreises anzuzeigen.

· Bei Erdarbeiten ist eine Beobachtung durch archäologisches Fachpersonal von den

Bauträgern zuzulassen.

· Wenn Bergungs- und Dokumentationsarbeiten in Bezug auf Bodenfunde erforderlich werden,

wird dies zugelassen.

· Wenn umfangreichere  Bergungs- und Dokumentationsarbeiten anfallen, entscheidet die

Untere Denkmalschutzbehörde über die Weiterführung der Bauarbeiten.

II. Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Walsrode

(Schutzzone III). Die in der Wasserschutzgebiets-Verordnung vom 28.01.1983 geltenden

Vorschriften sind zu beachten.

Auf § 4, Nr. 20 der Verordnung wird besonders hingewiesen: Danach sind im

Wasserschutzgebiet, Zone III, Erdaufschlüsse, durch die die Deckschichten wesentlich

vermindert werden, beschränkt zulässig, vor allem wenn das Grundwasser aufgedeckt oder eine

schlecht reinigende Schicht freigelegt wird und keine ausreichende und dauerhafte Sicherung

zum Schutz des Grundwassers vorgenommen werden kann. Auf § 6 der textlichen

Festsetzungen (max. zulässige Bodeneingriffstiefe) wird hingewiesen.

Außer der Wasserschutzgebiets-Verordnung vom 28.01.1983 sind andere für

Wasserschutzgebiete verbindliche rechtliche Regelungen zu beachten.

· Die konkrete Auslegung und Ausführung der Regenwasser- und Schmutzwasserkanalisation

ist vorab mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen (z.B. hinsichtlich Dichtriegel aus

bindigem Material im Rohrgraben etc.). Das Durchleiten von Abwasser ist in der

Wasserschutzgebietsverordnung beschränkt zulässig und somit rechtzeitig vor Baubeginn bei

der Unteren Wasserbehörde zu beantragen.

· Für konkrete Bauvorhaben können beim Baugenehmigungsverfahren bzw. beim

Erlaubnisverfahren nach der Wasserschutzgebiets-Verordnung noch weitere Untersuchungen

zum Baugrund und zur Hydrogeologie erforderlich sein.

· Eventuell  bei Bauarbeiten erforderliche  Grundwasserhaltungsmaßnahmen sind gemäß §§ 8

und 9 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erlaubnispflichtig und rechtzeitig vor Baubeginn bei der

Unteren Wasserbehörde zu beantragen.

· Die für alle Bautätigkeiten, einschließlich Bodenverbesserungsmaßnahmen verwendeten

Materialien dürfen keine auswaschbaren, wassergefährdenden Schadstoffe enthalten. Die

LAGA M 20 (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, Anforderungen an die stoffliche Verwertung

von mineralischen Abfällen) ist einzuhalten. Außerdem müssen im Eluat die

Geringfügigkeitsschwellenwerte nach LAWA (Länderarbeitsgemeinschaft Wasser, Ableitung

von Geringfügigkeitsschwellen  für das Grundwasser) unterschritten werden.

· Für eventuell erforderliche Geländeauffüllungen und Geländemodellierungen dürfen nur

unbelastete Böden, die Z0 nach LAGA M 20 entsprechen, verwendet werden. Entsprechende

Nachweise sind der Unteren Wasserbehörde rechtzeitig vor Einbau vorzulegen.

Geländeabgrabungen, durch die die natürlichen Deckschichten des Grundwasserleiters

vermindert werden, sind nach der Wasserschutzgebiets-Verordnung in der Zone II verboten

und in der Zone III beschränkt zulässig und müssen rechtzeitig vor Baubeginn bei der Unteren

Wasserbehörde beantragt werden.

· Bei der Einrichtung und dem Betrieb von allen Baustellen ist die Beachtung für den

Gewässerschutz wichtiger Belange sicherzustellen: So muss z.B. der Umgang mit

wassergefährdeten Stoffen sehr sorgfältig erfolgen. Baumaschinen sind mit biologisch

abbaubaren Hydraulik- und Motorenöl auszustatten. Bindemittel für Öl- und Kraftstoffe sind in

ausreichender Menge vorzuhalten. Das Baustellenpersonal ist entsprechend einzuweisen.

· Gemäß der Verordnung über Schutzbestimmungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO) ist

der Kahlschlag von forstlich genutzten Flächen zur Änderung der Nutzungsart (hier Gewerbe-

und Industriegebiet) verboten, ebenso der Umbruch von Grünland. Eine Befreiung vom

Verbot, die die Untere Wasserbehörde unter Auflagen zur Verminderung schädlicher

Auswirkungen auf den Schutzgebietszweck erteilen kann, ist rechtzeitig vor

Maßnahmenbeginn zu beantragen.

· Außerdem ist bei konkreten Bauvorhaben zu berücksichtigen, dass sich der

Grundwasserstand bei Reduzierung der Wasserentnahmemenge oder Stilllegung des

Wasserwerks ändern kann.

· Für die Anlage der privaten RW- und SW-Grundstücksentwässerungseinrichtungen auf den

Industrieflächen sind die Regelungen des Arbeitsblattes ATV-DVWK-A 142 „Abwasserkanäle

und -leitungen in Wassergewinnungsgebieten“ zu beachten. Die Einhaltung der Vorgaben des

vg. Arbeitsblattes wird seitens des zuständigen Kanalnetzbetreibers kontrolliert und ist diesem

gegenüber sicherzustellen.

· Da das Plangebiet in der nicht unterteilten Schutzzone III des Wasserschutzgebietes

Walsrode liegt, gelten die in der AwSV (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit

wassergefährdenden Stoffen) vom 18.04.2017 angeführten Anforderungen an

Anlagenvolumen, je nach Gefährdungsstufe, siehe insb. §§ 39, 49 AwSV.

Zur vollumfassenden Berücksichtigung der Belange des Trinkwasserschutzes wird ein

Beweissicherungskonzept auf Grundlage der Konzeptionierung gemäß Anlage 10 zur

Begründung (Büro GeoDienste) erarbeitet und mit den betroffenen Stellen abgestimmt.

III. Bodenschutz

Bei Bekanntwerden von Anzeichen einer möglichen schädlichen Bodenverunreinigung - z.B.

Vergrabungen (Hausmüll, Bauschutt etc.) oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens

(Verfärbungen, Geruch etc.) -  ist die Untere Bodenschutzbehörde, Landkreis Heidekreis,

unverzüglich einzuschalten.

IV. Bergbauberechtigungen

Von dem Planvorhaben ist die Bergbauberechtigung (Konzession) Bewilligungsfeld

Ahrensheide-Walsrode der Mobil Erdgas-Erdöl GmbH betroffen. Dabei handelt es sich um eine

öffentlich-rechtlich verliehene Berechtigung zur Aufsuchung und Gewinnung von Erdöl, Erdgas

und anderen bituminösen Stoffen. In dem Bewilligungsfeld können konzessionserhaltende

Maßnahmen, wie Seismik und Explorationsbohrungen durchgeführt werden. Weitere

Informationen hierzu erteilt die ExxonMobil Production Deutschland GmbH in Hannover, Tel.:

0511/641-2982.

V. Verkehrslärm

Das Plangebiet ist durch Verkehrslärm vorbelastet, so dass passive Schallschutzmaßnahmen

gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ (Stand 01/2018) erforderlich sind. Alle Teile der DIN

4109 „Schallschutz im Hochbau“ sind beim Beuth-Verlag / Berlin erschienen und können

ebendort bezogen werden. Auch können die relevanten Teile dieser Norm im Stadtplanungsamt

eingesehen werden.

VI.Bauhöhenbeschränkung

Der Geltungsbereich befindet sich im Interessenbereich der militärischen LV-Radaranlage

Visselhövede. Bei Beantragung einer Befreiung von der Höhenbegrenzung der baulichen

Anlagen von OK 30 m ist eine Beteiligung des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und

Dienstleistungen der Bundeswehr durchzuführen.

VII. Artenschutz

Auf der Benzer Straße ist im Abschnitt des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes eine

Geschwindigkeitsbegrenzung von 30 km/h vorzusehen, um das Auslösen artenschutzrechtlicher

Verbotstatbestände für Fledermäuse zu verhindern (besonderer Artenschutzgemäß § 44 Abs. 1

BNatSchG).

VIII. Einsichtnahme von Normen und Regelwerken

Die im Rahmen der Bauleitplanung angesprochenen Normen und Regelwerke, insbesondere die

DIN 45691 und DIN 4109 (vgl. Lärmgutachten), werden bei der Stadt Walsrode zur Einsicht

bereit gehalten.

Standorten innerhalb eines Suchraums von ca. 3 km im Umfeld des Eingriffsorts in Ställen mit

Viehbesatz, Scheunen, Stallgebäuden, Brückenbauwerken etc. anzubringen. Für die Rauchschwalbe

sollen neue Zugänglichkeiten in genutzte Stallungen ermöglicht, dauerhaft gesichert und durch das

Anbringen künstlicher Nisthilfen gefördert werden. Bei bestehendem Zugang sind Nisthilfen zu

ergänzen. Die Eignungsprüfung erfolgt zunächst vorwiegend bei öffentlichen Gebäuden, aber auch bei

privaten Interessenten ist die Eignung von Gebäuden zu prüfen. An den für die Rauchschwalbe

untersuchten Standorten ist parallel das Habitatpotenzial für Mehlschwalbe und Mauersegler zu prüfen

und ggf. (auf freiwilliger Basis) weitere Nisthilfen in geeigneter Anzahl anzubringen. Des Weiteren sind,

soweit möglich, koloniestärkende Maßnahmen (z.B. durch die Anlage von Lehmpfützen) zu ergänzen,

Ziel ist der Ausgleich für Verluste von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für 5 Brutpaare der

Rauchschwalbe. Gleichzeitig sollen die Populationen von Mehlschwalbe und Mauersegler durch die

Anbringung von Kunstnestern ebenfalls mit berücksichtigt werden.

Gesamtumfang der Maßnahme: mind. 15 Nisthilfen an mind. fünf verschiedenen Standorten für

die Rauchschwalbe

optional: weitere Nisthilfen für Mehlschwalbe und

Mauersegler, Lehmpfützen

Maßnahme 8.1 (A

CEF

)

Gemarkung Essel, Flur 16, Flurstücke 1/19; 1/42

Grünlandextensivierung mit Anlage Saumstreifen und Gehölzpflanzungen in Essel:

Die Maßnahme erfolgt auf zwei direkt aneinander grenzenden, aktuell als Intensivgrünland genutzten

Flurstücken. Die Maßnahmenflächen werden durch eine angepasste Nutzung zu artenreichem,

extensivem Grünland entwickelt und als solches unterhalten. Der Einsatz von Pestiziden ist nicht

gestattet. Auf der Fläche ist eine bedarfsgerechte Erhaltungsdüngung zur Etablierung, bzw. Erhaltung

des Zielbiotoptyps mit einer organischen N-Düngung bis zu 50 kg/ha zulässig. Eine bedarfsweise

Ca-Mg-K Düngung ist nach Bedarf und Absprache zulässig. Der Einsatz von synthetischen N und P

Düngemitteln ist zu unterlassen. Die Ausbringung von Gärsubstraten, Geflügelkot und Klärschlamm

sind nicht zulässig. Bedarfsänderungen sind mit der UNB abzustimmen. Die extensive

Grünlandbewirtschaftung kann als ein- bis zweischürige Mähwiese oder alternativ als extensive Weide

unter entsprechenden Auflagen erfolgen. Als frühester Termin der 1. Mahd gilt der 15.06. Bei

Beweidung beträgt die Besatzdichte max. 2 Tiere/ha. Entlang des südlich verlaufenden Grabens wird

eine niedrigwüchsige Strauchhecke aus heimischen, standortgerechten Sträuchern angelegt (Breite

ca. 10 m), die von einem dazwischen befindlichen Saumstreifen unterbrochen wird. Die

Gehölzauswahl ist an der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken und Feldgehölzen der Stiftung

Kulturlandpflege zu orientieren.

- Anlage einer Strauchhecke aus heimischen, standortgerechten Gehölzen

o Pflanzraster 1,5 x 1,5 m

o Die Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt.

o Qualität: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr.

60-100)

o Mindestens dreireihige Pflanzung

Die Anpflanzung ist mit einem Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60 m) 5-6 Jahre gegen Verbiss zu

schützen. Dauerhafte Einfriedungen sind unzulässig. Detaillierte Festlegungen zu den konkret zu

pflanzenden Arten und ihrer Verteilung innerhalb der Pflanzung werden im Rahmen der

Landschafspflegerischen Ausführungsplanung (LAP) getroffen.

Der Saumstreifen ist als Grünlandbrache bzw. halbruderale Hochstaudenflur zu entwickeln, die max.

alle 2- 3 Jahre mit gemäht wird. Eine Pflegemahd des Saumstreifens erfolgt außerhalb der Brutzeit

des Schwarzkehlchens in wechselnden Teilabschnitten im Zeitraum vom 01.09. bis 31.03. Das

Mahdgut ist abzufahren.

Ziel ist der Ausgleich für den Verlust von 1 Brutplatz des Schwarzkehlchens sowie die Aufwertung der

Habitatstrukturen für weitere Arten der offenen und halboffenen Feldflur. Die Funktionalität der

Maßnahme ist vor Baubeginn nachzuweisen. Multifunktional finden durch die Biotopaufwertung auch

Verbesserungen für den Boden- und Wasserhaushalt sowie das Landschaftsbild in einer bisher

intensiv genutzten Agrarlandschaft statt.

Gesamtumfang der Maßnahme: Flächengröße: ca. 2,66 ha

Biotopwerteinheiten: 26.623 Wertpunkte

Maßnahme 8.2 (A)

Gemarkung Essel, Flur 16, Flurstück 1/80

Grünlandextensivierung und Gehölzpflanzungen in Essel:

Die Maßnahmenfläche wird durch eine angepasste Nutzung zu artenreichem, extensivem Grünland

entwickelt und als solches unterhalten. Die extensive Grünlandbewirtschaftung kann als ein- bis

zweischürige Mähwiesen oder alternativ als extensive Weide unter entsprechenden Auflagen erfolgen.

Als frühester Termin der 1. Mahd gilt der 15.06. Bei Beweidung beträgt die Besatzdichte max. 2

Tiere/ha. Der Einsatz von Pestiziden ist nicht gestattet. Auf der Fläche ist eine bedarfsgerechte

Erhaltungsdüngung zur Etablierung, bzw. Erhaltung des Zielbiotoptyps mit einer organischen

N-Düngung bis zu 50 kg/ha zulässig. Eine bedarfsweise Ca-Mg-K Düngung ist nach Bedarf und

Absprache zulässig. Der Einsatz von synthetischen N und P Düngemitteln ist zu unterlassen. Die

Ausbringung von Gärsubstraten, Geflügelkot und Klärschlamm sind nicht zulässig. Bedarfsänderungen

sind mit der UNB abzustimmen.

In den östlichen Randbereichen der Maßnahmenfläche wird eine Heckenstruktur aus

niedrigwüchsigen, heimischen, standortgerechten Sträuchern (Breite ca. 10 m) angelegt. Die

Gehölzauswahl ist an der Vorschlagsliste für die Pflanzung von Hecken und Feldgehölzen der Stiftung

Kulturlandpflege zu orientieren.

- Anlage einer Strauchhecke aus heimischen, standortgerechten Gehölzen

o Pflanzraster 1,5 x 1,5 m

o Die Anlage der Pflanzreihen erfolgt versetzt.

o Qualität: Verpflanzte Sträucher mit Ballen, 4 Triebe, 60-100 cm Höhe (vStr mB, 4 Tr. 60-100)

o Mindestens dreireihige Pflanzung

Die Anpflanzung ist mit einem Wildschutzzaun (Höhe mind. 1,60 m) gegen Verbiss zu schützen.

Der Zaun ist nach ca. 5-6 Jahren zu entfernen. Detaillierte Festlegungen zu den konkret zu

pflanzenden Arten und ihrer Verteilung innerhalb der Pflanzung werden im Rahmen der

Landschafspflegerischen Ausführungsplanung (LAP) getroffen.

Ziel ist eine Aufwertung von Biotop- und Habitatstrukturen sowie die Verbesserung des Boden-

Wasserhaushaltes und des Landschaftsbildes in einer bisher intensiv genutzten Agrarlandschaft.

Gesamtumfang der Maßnahme: Flächengröße: ca. 4,74 ha

Biotopwerteinheiten: 47.358 Wertpunkte

Maßnahme 9 (A)

Gemarkung Ebbingen, Flur 4, Flurstück 37/2; Flurstück 30 (anteilig)

Waldumbau im Grundlosen Moor:

Auf der Maßnahmenfläche wurde in Abstimmung mit der UNB des Landkreis Heidekreis der

Bestockungsgrad des Bestandes auf 0,2 gesenkt und sämtliche nicht standortgerechte Bäume

(Fichten, Eichen, Buchen, Weymouthkiefern) entnommen. Die Maßnahme wurde bereits in 2017

umgesetzt.

Ziel ist eine Aufwertung von Biotopstrukturen sowie die Verbesserung des Boden- Wasserhaushaltes

in einem sonstigen Birken- und Kiefernmoorwald entwässerter Moore (WBA). Mittelfristig ist aufbauend

auf diese Maßnahme eine Wiedervernässung von Teilen des Grundlosen Moores durch den Landkreis

Heidekreis geplant.

Gesamtumfang der Maßnahme: Flächengröße: ca. 1,56 ha

Biotopwerteinheiten: 15.618 Wertpunkte

Maßnahme 10 (A)

Gemarkung Hodenhagen, Flur 8, Flurstück 20/47 (anteilig)

Entwicklung von Extensivgrünland in Hodenhagen (Flächenpool der Naturschutzstiftung Heidekreis):

Entwicklung von mesophilem Grünland auf einer Ackerfläche durch Einsaat mit einem geeigneten

regionalzertifizierten Saatgut und Umsetzung spezifischer Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen.

Die Grünlandbewirtschaftung erfolgt extensiv als ein- bis zweischürige Mähwiesen oder alternativ als

extensive Weide unter entsprechenden Auflagen zu Düngung, Mahdterminen, Viehbesatz etc.

Die Maßnahme befindet sich im Flächenpool der Naturschutzstiftung Heidekreis und wurde bereits in

2016 umgesetzt.

Ziel ist eine Aufwertung von Biotop- und Habitatstrukturen für Offenlandarten sowie die Verbesserung

des Boden- Wasserhaushaltes in einer bisher intensiv genutzten Agrarlandschaft.

Gesamtumfang der Maßnahme: ohne Flächenangabe

Biotopwerteinheiten: 305.000 Wertpunkten

Maßnahme 11 (A)

Gemarkung Bomlitz, Flur 2, Flurstück 19/1 (anteilig)

Ersatzaufforstung in Bomlitz (Flächenpool der Nds. Landesforsten):

Entwicklung einer Ackerfläche zu einem Eichen-Mischwald armer trockener Standorte. Die Umsetzung

der Aufforstung orientiert sich am Zieltypenkatalog der Nds. Landesforsten. Leitbild ist der

Waldentwicklungstyp WET 10 (Traubeneiche-Buche/Hainbuche). Auf der Maßnahmenfläche wird ein

mehrschichtiger Wald aus Traubeneiche und einzelnen Buchen/Hainbuchen sowie Buche und

Hainbuche im Zwischen- und Unterstand angestrebt. Die Mischung der beteiligten Baumarten soll in

einer kleinflächigen Mosaikstruktur mit unterschiedlichen Altern erfolgen. Natürliche Begleitbaumarten

wie Eberesche, Birke, Aspe oder Weide werden beteiligt.

Ziel der Maßnahme ist die Schaffung eines strukturreichen Laubmischwaldes als Kompensation für die

Waldverluste i.S.d. NWaldLG sowie zur Schaffung von Biotop-/Habitatstrukturen insbesondere für

Waldarten und die Aufwertung des Landschaftsbildes. Die Maßnahme leistet zudem einen Beitrag zur

Verbesserung des Boden- und Wasserhaushaltes.

Gesamtumfang der Maßnahme: Flächengröße: 1,3 ha

9.2 Die Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs sind bis zum Satzungsbeschluss

hinsichtlich Art und Umfang sowie räumlicher Lage verbindlich festzulegen und vertraglich zu sichern.

Soweit erforderlich sind in Anspruch genommene Grundstücksflächen bis zum Satzungsbeschluss

dinglich zu sichern (Grunddienstbarkeit).
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